
Dekade zur Überwindung 
von Gewalt:
Friedenskonvokation 2011 
in Jamaika 

Die jamaikanische Hauptstadt Kingston wird

im Mai 2011 Schauplatz der Internationalen

ökumenischen Friedenskonvokation mit etwa

zweitausend Teilnehmenden sein. Dies be-

schloss der OeRK-Zentralausschuss auf sei-

ner Tagung in Genf. Die Konvokation unter

dem Motto „Ehre sei Gott und Frieden auf

Erden“ stelle eine Art Erntedankfeier der

Dekade zur Überwindung von Gewalt dar,

erklärte Pfarrer Dr. Geiko Müller-Fahrenholz,

der die Vorbereitungen für 2011 koordiniert.

Pfarrer Dr. Fernando Enns, der Vorsitzen-

de der Steuerungsgruppe für die Dekade zur

Überwindung von Gewalt, sieht in der Frie-

denskonvokation eine Gelegenheit, Erfolgs-

beispiele für Friedensarbeit ins Rampenlicht

zu rücken und so zu beweisen, dass ein bes-

serer Weg möglich ist, als Gewalt mit Gegen-

gewalt zu beantworten.

Kingston war bereits eine der Städte, auf

die sich das OeRK-Vorläuferprogramm der

Dekade „Peace to the City“ („Friede für die

Stadt“) konzentrierte. In der Endausschei-

dung befand sich auch Nairobi, die Haupt-

stadt des krisengeschüttelten Kenia.

Pater Gosbert Byamungu, der als Beo-

bachter für den Vatikan an der Tagung des

Zentralausschusses teilnahm, bekräftigte die

Zustimmung der römisch-katholischen Kir-

che zur Dekade, an der sie sich von Anfang

an mitbeteiligte.

„Friedensarbeit und die Frage nach christ-

licher Einheit hängen eng zusammen“, er-

klärte der deutsche mennonitische Theologe

Enns. Während der Sitzung fragte er Müller-

Fahrenholz, warum er sich in der Dekade zur

Überwindung von Gewalt engagiere statt

seinen Ruhestand zu genießen. Der altge-

diente Friedenstheologe erwiderte: „Wie

könnte ich meine beiden kleinen Enkelsöhne

lieben und nicht Einspruch erheben gegen

die Mächte der Gewalt?“

OeRK-Vollversammlung 2013:
„Erweiterte Visionen, 
nicht nur Strukturen“
Die nächste Vollversammlung des Oekume-

nischen Rates der Kirchen (OeRK) 2013

sollte so vielen Menschen wie möglich eine

ökumenische Erfahrung ermöglichen, sagte

die junge deutsche Theologin Christina

Biere auf der OeRK-Tagung in Genf. Eine

Vollversammlung, zu der die gesamte öku-

menische Bewegung eingeladen wäre, böte

eine einzigartige Gelegenheit, um eine neue
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Dr. Agnes Aboum, Anglikanerin aus Kenia, sitzt dem Findungsausschuss für einen neuen
Generalsekretär des Oekumenischen Rates der Kirchen vor. Amtsinhaber Samuel Kobia,
ebenfalls aus Kenia, verzichtete überraschend während der Tagung des Zentralausschusses
vom 13.–20. Februar 2008 auf seine geplante Kandidatur für eine Wiederwahl. Dadurch
entsteht kurz vor der Friedenskonvokation ein Interim. 

P
h
o
to

: 
©

 W
C

C
/

P
et

er
W

il
li
am

s

AUS DEM INHALT

OeRK-Vollversammlung 2013:
„Erweiterte Visionen,
nicht nur Strukturen“

Klimawandel: Ökologische Schuld

Streubomben: Ächtung

Käßmann für UN-Polizei:
„Nationale Armeen
haben ihre Zeit gehabt“

Nach Sibiu: Plädoyer für erweiterten
Rat europäischer Kirchen

USA: Neuer Baptistenkonvent

Nigeria: Ölreichtum und Armut

Japan und Philippinen:
Kirchenräte gegen weitere
Militarisierung Asiens

Japan: Interreligiöses Treffen 
vor G8-Gipfel

Aus Netzen und Bewegungen

Bremen: Ökofaire Beschaffung 
in Kirchen

Rhein Mosel Saar: Vom Ilisu-Stau-
damm zum Zentralplatz in Koblenz

Württemberg: Zum Vertrag von
Lissabon (EU-Reformvertrag)

Oekumenische Initiative Eine Welt:
Erd-Charta Programm 
für Religion und Nachhaltigkeit

Kairos Europa: Regionalkonferenzen
zu Frieden in Gerechtigkeit

Pax Christi: Warnung vor Übergang
zur Kriegspraxis in Afghanistan

Offenes Forum: Vorbereitungen 
für Friedenskonvokation 2011 

Plädoyer für eine ökumenische
Zukunft: Sommeruniversität zum 
gerechten Wirtschaften



Generation von Christen für die Oekumene

heranzubilden, so Biere.

Angesichts der Tatsache, dass den Mit-

gliedskirchen im OeRK nur rund ein Viertel

der Christinnen und Christen weltweit ange-

hören – rund die Hälfte sind Mitglieder der

römisch-katholischen Kirche, das übrige

Viertel besteht größtenteils aus Evangelikalen

und Pfingstlern – hatte die letzte OeRK-Voll-

versammlung 2006 eine Öffnung der künfti-

gen Versammlungen beschlossen, um die

heutige Christenheit besser widerzuspiegeln.

Um eine solche Erfahrung zu ermögli-

chen, müssten allerdings nicht nur die Struk-

turen ausgeweitet werden, sondern auch die

Visionen, erläuterte Biere, die für die Evan-

gelische Kirche in Deutschland (EKD) im

OeRK-Zentralausschuss sitzt und die Frage

mit der OeRK-Jugendkommission „Echos“

besprochen hatte.

Auf seiner Tagung vom 13.–20. Februar in

Genf diskutierte der OeRK-Zentralausschuss

die Ergebnisse eines Anhörungsprozesses

unter Mitgliedskirchen und ökumenischen

Partnern und unternahm Schritte zur Klä-

rung von Umsetzungsmöglichkeiten.

Eine Studie, die dazu dem Leitungsgremi-

um vorgestellt wurde, listete drei verschiede-

ne Modelle für eine neue Art von Vollver-

sammlung auf mit dem Kern der OeRK-

Mitgliedschaft und den Versammlungen von

konfessionellen Weltbünden, wie Lutheraner

oder Reformierte.

Ein erstes Modell könnte eine koordinierte

Reihe von Versammlungen innerhalb eines

Zeitraums von drei Jahren sein, es könnten

zum Zweiten mehrere Versammlungen am

selben Ort und zur selben Zeit stattfinden

und schließlich kann es eine umfassende Ver-

sammlung zur gleichen Zeit und am gleichen

Ort geben.

Bedenken zum letzteren Modell äußerte

der Vertreter der koptisch-orthodoxen Kir-

che in Ägypten, mit der Befürchtung, dann

zu einer Minderheit in der Minderheit zu

werden. Er verwies auf das erreichte Kon-

sens-Modell für OeRK-Abstimmungen, das

bei umfassenden Vollversammlung außer

Kraft gesetzt werden könne.

Pfarrer John Thomas, von der Vereinigten

Kirche Christi aus den USA, betonte die gro-

ßen Gemeinsamkeiten auf der Tagesordnung

des OeRK und der konfessionellen Weltbün-

de. Wenn diese gemeinsamen Anliegen, bei-

spielsweise die Bekämpfung der Armut, auf

einer gemeinsamen Versammlung behandelt

würden, erhielten sie mehr Gewicht, argu-

mentierte er. Als weiteres Beispiel für die

Notwendigkeit einer größeren Kohärenz

nannte er den Brief von muslimischen Füh-

rern, der nicht mit einem reformierten Brief,

einem orthodoxen, einem lutherischen,

einem römisch-katholischen beantwortet

werden könne. 

Er verwies darauf, dass die Partner im

interreligiösen Gespräch mit den christlichen

Kirchen in einen Dialog treten wollen. Dazu

seien gemeinsam getragene Stellungnahmen

erforderlich.

reisen. Sprecher aus China, den Philippinen

und anderen Regionen zeigten sich umge-

kehrt dankbar für Besuche Kobias.

Die EKD kündigte an, den bisherigen Anteil

an der Finanzierung des OeRK von 30% wei-

ter absenken zu müssen.

Die Nachrichtenagentur epd hatte am 12.

Februar, unmittelbar vor Beginn der Tagung

und mit Hinweis auf die Kandidatur Kobias

für eine zweite Amtszeit, einen Artikel veröf-

fentlicht über dessen Doktorgrad von der

US-amerikanischen Fairfax-Universität, die

weder in den USA noch von der deutschen

Kultusministerkonferenz anerkannt gewesen

sei. Dieser akademische Grad Kobias war im

Dezember 2007 auf der OeRK-Website ge-

löscht worden. 

Kobia selbst verfügt jedoch über andere

wissenschaftliche Anerkennung. Der metho-

distische Pfarrer aus Kenia ist der erste Afri-

kaner im Amt des Generalsekretärs, das er

2004 angetreten hatte. Im Stab des OeRK

stand er einige Zeit dem Programmbereich

Gerechtigkeit, Frieden und Schöpfungs-

bewahrung vor. Der Zentralausschuss setzte

nach einer neunstündigen nichtöffentlichen

Diskussion einen Findungsausschuss für

einen neuen Generalsekretär ein.

OeRK-Moderator Altmann erklärte, Kobia

bleibe mit seiner vollen Unterstützung bis

Ende Dezember 2008 im Amt. Danach wür-

den die Geschäfte von einem im Herbst

durch den Exekutivausschuss zu benennen-

den Interims-Generalsekretär geführt. Als

Stellvertreter Kobias agiert zur Zeit Georges

Lemopoulos. Nach einer Neuwahl in andert-

halb Jahren könne dann ein regulärer Nach-

folger Ende 2009 oder anfangs 2010 die

Amtsgeschäfte übernehmen.

Der Auslandsbischof der EKD, Martin

Schindehütte, sagte „Ich glaube, dass es eine

richtige Entscheidung war“. Die Einschät-

zung von Kobias Amtszeit sei dabei „über-

wiegend positiv“.

„Wenn sie eine zusammenhängende christ-

liche Antwort zu drängenden Fragen erhal-

ten sollen, müssen wir Wege dazu finden.“

Thomas kritisierte, zu viele Kirchen würden

sich von ökumenischen Aktivitäten zuguns-

ten von unilateralen Positionen zurückzie-

hen. Eine erweiterte Vollversammlung wäre

ein Kontrapunkt dazu.

Erzbischof Makarios, der das Griechisch-

Orthodoxe Patriarchat von Alexandria im

Zentralausschuss vertritt, stellte klar, dass die

orthodoxen Kirchen ebenso leidenschaftlich

den Dialog mit allen Christen wünschen. Er

erinnerte an die Enzyklika des Oekumeni-

schen Patriarchats, die 1920 alle Kirchen auf-

rief, in einem internationalen Bund zusam-

menzukommen.

Biere, die dem Netzwerk „MEET“ für jun-

ge Menschen in der Oekumene in Deutsch-

land angehört, erklärte, das Fällen von Ent-

scheidungen sei nicht der wichtigste Aspekt

der Vollversammlung. Junge Menschen en-

gagierten sich außerdem eher aufgrund von

Interesse an bestimmten Themen, was

schlecht mit dem System von Delegierten

zusammenpasse. Als wichtiges Ziel nannte

sie die Vertrauensbildung über gemeinsame

Ziele, wofür Gespräche in Kleingruppen

sinnvoll seien.

In der Diskussion des Zentralausschusses

zur erweiterten Vollversammlung stellte

Bischof Martin Schindehütte, bei der EKD

verantwortlich für Oekumene und Aus-

landsarbeit, die deutschen Diskussionsergeb-

nisse vor. Sein Vorschlag beinhaltete „drei

Elemente, die man sorgfältig unterscheidet,

aber ebenso sorgfältig aufeinander bezieht“:

� ein Global Christian Festival in der Art
eines Kirchentages,

� Treffen der Kirchenfamilien und
� die Vollversammlung selbst, bei der auf

diese Weise „die Regeln, die wir uns gege-
ben haben, nicht verloren gehen“ würden,
was etwa die Entscheidungsfindung im
Konsensus anbelangt.

OeRK-Generalsekretär (1):
Kobia zieht Kandidatur 
für zweite Amtszeit zurück
Der OeRK muss im September 2009 einen

neuen Generalsekretär wählen. Die Amtszeit

von Samuel Kobia endet mit Ablauf dieses

Jahres. Es war erwartet worden, dass er sich

für eine zweite Amtszeit bewerben würde.

Kobia erklärte stattdessen überraschend, dass

er „aus persönlichen Gründen“ für eine wei-

tere Amtszeit nicht zur Verfügung stehe.

Im Vorfeld der Ausschusstagung im Feb-

ruar war teilweise widersprüchliche Kritik an

Kobia öffentlich geäußert worden. So kriti-

sierten Stabsmitglieder ihren ehemaligen

Kollegen wegen dessen Leitungsstil, Prioritä-

tensetzung und Umgang mit seiner Ent-

scheidungskompetenz. Martin Hein, Kasse-

ler Bischof und deutsches Mitglied des Zen-

tralausschusses, bemängelte, der OeRK zeige

sich auf der Weltbühne zu wenig präsent und

der Generalsekretär sei zu oft auf Auslands-
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Bei seinem Besuch des OeRK in Genf ist UNO-
Generalsekretär Ban Ki-Moon am 3. März mit
OeRK-Generalsekretär Samuel Kobia überein-
gekommen, dass die beiden Weltorganisationen
zu mehreren Fragen von globalem Interesse und
speziell zum Klimawandel enger zusammenar-
beiten sollten. Der aus Südkorea stammende
Ban Ki-Moon sagte, er sei mit der Arbeit des
Rates vertraut, weil der Weltkirchenrat eine
wichtige Rolle bei der Demokratisierung seines
Heimatlandes gespielt habe.



OeRK-Generalsekretär (2):
Suche nach 
Nachfolger eingeleitet
Unter dem Vorsitz einer Afrikanerin und mit

drei Jugenddelegierten, acht Frauen, vier Or-

thodoxen sowie einer starken Repräsentation

des globalen Südens unter den Mitgliedern

hat der Findungsausschuss für die Suche

nach einem neuen Generalsekretär für den

OeRK seine Arbeit aufgenommen. Das 18-

köpfige Gremium soll Kandidaten für das

Amt des OeRK-Generalsekretärs sichten.

Zehn der Mitglieder des Findungsaus-

schusses wurden vom Zentralausschuss per

Stimmzettel gewählt. Das Mitglied mit den

meisten Stimmen, Dr. Agnes Abuom, wie

Kobia aus Kenia, erhielt den Vorsitz. Der

Exekutivausschuss benannte sechs weitere

Mitglieder gemäß der Satzungsbestimmun-

gen, die für eine ausgewogene Vertretung

der Weltregionen, Geschlechter, kirchlichen

Traditionen und Altersgruppen sorgen sol-

len. Bedenken galten zum einen der Tatsa-

che, dass zehn der 18 Mitglieder zugleich

dem Exekutivausschuss angehören, was als

Machtkonzentration erschien. Andere Ein-

reden bezogen sich auf das Fehlen eines sla-

wisch-orthodoxen Repräsentanten in der

orthodoxen Vertretung.

Im Findungsausschuss ist Afrika mit vier

Stimmen repräsentiert, Asien mit drei, Eu-

ropa mit drei, Nordamerika mit zwei, Pazifik

mit einer, Karibik mit einer, Lateinamerika –

von dort kommt der Moderator des Zen-

tralausschusses – ohne Vertreter; die östlich-

orthodoxe Tradition entsendet drei, die

orientalisch-orthodoxe Tradition eine; insge-

samt befinden sich im Ausschuss acht Frauen

und drei Jugenddelegierte.

Jubiläum:
60 Jahre OeRK 

Anlässlich des 60-jährigen Bestehens des

OeRK fand in der Genfer Kathedrale St.

Pierre eine große Feier statt. Das diesjährige

Jubiläum stand unter dem Motto „Gemein-

sam Veränderung bewirken“. Mitglieder des

Zentralausschusses, örtliche Kirchenverant-

wortliche, ökumenische Partner und interna-

tionale Gäste dankten Gott für das Geschenk

einer Gemeinschaft, die während der sechs

Jahrzehnte ihrer Existenz viele Herausforde-

rungen gemeistert hat. 

Der Oekumenische Patriarch von Kons-

tantinopel, Bartholomaios I., erinnerte die

versammelte Gemeinde daran, dass der

OeRK sowohl eine „ideale Plattform“ für die

Kirchen geschaffen hat, um einen Dialog zu

führen und die Einheit der Christen zu för-

dern, als auch um auf die Bedürfnisse der

Gesellschaft einzugehen. 

Programme und Finanzen:
Ausgeglichener Haushalt

Der Zentralausschuss bekräftigte alle Akti-

vitäten der sechs Programmbereiche des Ra-

tes, forderte jedoch, es müsse weiter an der

Prioritätensetzung gearbeitet werden. Neben

zahlreichen anderen Empfehlungen bekräf-

tigte er, junge Menschen müssten in allen

Programmen mehr Aufmerksamkeit erhalten. 

Das Oekumeneparlament nahm einen

Bericht über den ausgeglichenen Haushalt

des Rates für 2008 entgegen, der Gesamt-

ausgaben in Höhe von 42 Mio. CHF und

Gesamteinnahmen über 39,51 Mio. CHF

vorsieht. Die Differenz wird durch akkumu-

lierte Programmbeiträge gedeckt. Mit allge-

meinen Rücklagen von nahezu 10 Mio. CHF

konzentriert sich die Einkommensstrategie

des OeRK auf die Beiträge seiner Mitglieder,

auf fortgesetzte Partnerschaften mit kirch-

lichen Diensten und Werken und auf die

Erschließung von Stiftungsgeldern und

Privatspenden.

Neue Mitgliedskirchen:
Laos und Brasilien

Nach Aufnahme von zwei neuen Mitgliedern

umfasst der OeRK nun 349 Kirchen. Unter

den Christen in Laos gibt es drei Gruppen:

die katholische Kirche, und zwei protestanti-

sche: die Evangelische Kirche von Laos und

die Siebenten-Tags-Adventisten, die eine

kleine Gemeinschaft sind. Die Evangelische

Kirche von Laos ist mit rund 100 000 Mit-

gliedern die zweitgrößte Glaubensgemein-

schaft, nach den Buddhisten. Sie ist aktiv mit

sozialer Arbeit in Basisprojekten, zum Bei-

spiel für sicheren Zugang zu Wasser, land-

wirtschaftliche Fortbildung, Schulen, Ge-

sundheitsförderung und Ähnliches. Die Kir-

che wächst. Gottesdienste werden frei und

sehr lebhaft gefeiert. Die meisten Kirchen-

mitglieder sind junge Leute. Als Musik-

instrumente kommen Trommel und Gitarre

zum Einsatz. Die Kirche ist Mitglied in der

Asiatischen Christlichen Konferenz (CCA).

Auch die Unabhängige Presbyterianischen

Kirche von Brasilien wurde Vollmitglied im

OeRK nach einem „beinahe einstimmigen“

Entschluss.

Die Entscheidung fällt in eine Zeit, in der

die ökumenische Bewegung in Brasilien eine

ernste Krise durchlebt. Zu nennen ist der

Rückzug der Methodistischen Kirche aus

dem Nationalrat der christlichen Kirchen

(CONIC) und der Oekumenischen Ko-

ordination kirchlicher Dienste. Die Presby-

terianische Kirche von Brasilien hat den Re-

formierten Weltbund verlassen. Andere

historische Kirchen haben Schwierigkeiten

aufgrund charismatischer Erneuerungsbewe-

gungen, die ihnen eine Menge Fundamenta-

lismus gebracht haben. Auch das wirtschaft-

liche und soziale Umfeld ist von Spannung

gezeichnet: Zwischen Arm und Reich liegt

immer noch ein Abgrund. Die Regierung

steht in der Kritik, weil sie zu wenig getan

hat, um diese Schere zu schließen. Allerdings

ist es nicht möglich, in einer doch verhältnis-

mäßig kurzen Zeit das Erbe der Ungleich-

heit zu überwinden. Kritisiert werden aber

auch die Regierungsprogramme zur Armuts-

bekämpfung mit der Begründung, dass

deren „mildtätiger“ Charakter die Abhängig-

keit der Armen noch vertiefe.

Klimawandel:
Ökologische Schuld

Wer übermäßigen Ressourcenverbrauch und

Ausstoß von Klimagasen verursacht, lädt

Schuld gegen die Schöpfung und gegen die

Menschen auf sich, die am meisten unter der

Umweltzerstörung leiden. Diese Schuld

steht im Zusammenhang mit der Frage

finanzieller Schulden, die in vielen Ländern

vor allem auf der Südhalbkugel die Lebens –

und Entwicklungschancen einschränken,

erklärte der Zentralausschuss des Oekume-

nischen Rates der Kirchen.

In einem Protokollpunkt zur globalen Er-

wärmung und zum Klimawandel erinnerte

der Zentralausschuss an den Auftrag, Sorge

für die Erde zu tragen, den Gott der

Menschheit gegeben hat und der in der

Schöpfungsgeschichte überliefert ist. „Ge-

dankenlose Produktion und übermäßiger

Verbrauch durch Einzelpersonen, Unterneh-

men und Länder haben zu einer kontinuier-

lichen Entweihung der Schöpfung geführt“,

mahnte das Leitungsgremium des weltum-

spannenden Kirchenrates.

Außerdem arbeitete das Gremium an einer

weitergehenden Erklärung zu ökologischer

Gerechtigkeit und ökologischer Schuld. Die-

se geht nun zur weiteren Beratung und Aus-

arbeitung an die Mitgliedskirchen, um eine

Entscheidung auf der nächsten Tagung des

Ausschusses im Herbst 2009 vorzubereiten.

Die vorgeschlagene Erklärung erinnert an

den jahrelangen Einsatz des OeRK, dafür

„dass den Ländern des Südens rechtswidrige

finanzielle Schulden gegenüber dem Ausland

erlassen werden.“ Der Begriff der ökologi-

schen Schuld, an dessen Diskussion sich der

Rat aktiv beteiligt, trägt nun insbesondere

„der ökologischen Dimension der wirtschaft-

lichen Beziehungen“ Rechnung. Er beinhal-

tet, „dass viele finanzielle Gläubiger dieser

Welt gleichzeitig ökologische Schuldner

sind.“

An den Pranger stellt der Vorschlag die

Konsequenzen der „vorherrschenden wirt-

schaftlichen Systeme“: „Die Deregulierung

hat die Entscheidungsgewalt der Regierun-

gen nach und nach untergraben und sie an

gewinnorientierte, internationale Unterneh-

men übertragen – dabei hatte der Umwelt-

schutz das Nachsehen.“

In einer heftigen Diskussion über die Er-

klärung zeigte sich, wie ernst die Mitglieder

des Zentralausschusses die Frage der ökolo-

gischen Gerechtigkeit und den dringend

benötigten Wandel im Umgang mit der

Umwelt nehmen. „Ich will mit einer handfe-

sten Antwort zu meinem Volk nach Hause

fahren, das mit angehaltenem Atem auf das

Ergebnis unserer Tagung wartet“, sagte

Pfarrer Tofinga Vaevalu Falani. Seine Hei-

mat, der pazifische Inselstaat Tuvalu, gehört

zu den am stärksten vom Klimawandel und

O E K U M E N E OEKUMENISCHER INFORMATIONSDIENST Frühjahr 2008 3



dem daraus folgenden Anstieg der Meeres-

spiegel bedrohten Ländern.

„Wir sitzen alle im selben Boot“ – Schwel-

lenländer, Entwicklungsländer und Indus-

triestaaten, erinnerte Pfarrer Dr. Martin Hir-

zel, Oekumene-Beauftragter des Schweize-

rischen Evangelischen Kirchenbundes.

Gerade weil ein erfolgreiches Eintreten der

Kirchen für die Bewahrung der Schöpfung so

wichtig ist, sollten die Empfehlungen, die

der Zentralausschuss an die Mitgliedskirchen

und ihre Länder richten will, noch besser

ausgearbeitet werden, pflichtete ihm Marga-

reta Grape aus der Kirche von Schweden bei.

In dem Protokollpunkt zum Klimawandel,

der als besonders klares Anwendungsbeispiel

für den Begriff der ökologischen Schuld gilt,

nennt der Zentralausschuss bereits einige

mögliche Handlungsansätze. Unter anderem

möchte er die Christenheit – Individuen und

Kirchen – motivieren, Ökobilanzen zu erstel-

len und schöpfungsverantwortlich zu han-

deln.

Streubomben:
Ächtung

Seine Anerkennung für die Staaten, die sich –

wie Norwegen, Peru, Österreich, Neusee-

land und Irland – für einen internationalen

Vertrag zur Ächtung von Streumunition und

Unterstützung der Überlebenden einsetzen,

brachte der Zentralausschusses in einer

Erklärung zum Ausdruck. Eine Streubombe

setzt bei ihrer Aktivierung zahlreiche Explo-

sionskörper aus einem Behälter frei. Da ein

Großteil dieser Submunitionen, die darauf

ausgelegt sind, Menschen in einem großen

Umfeld zu töten oder zu verwunden, zu-

nächst nicht zündet, bleibt sie „nach dem

Konflikt als tödliches Erbe für die örtliche

Bevölkerung – Kinder, Frauen und Männer“

– liegen, stellt das Gremium fest.

Kenia:
Krise und Kirchen

Der OeRK beklagt die gewalttätigen Aus-

schreitungen nach den jüngsten Präsident-

schaftswahlen in Kenia und erkennt an, dass

viele Kirchen durch ihre Parteinahme in

ihrem Handeln beeinträchtigt waren. Der

Zentralausschuss bestärkt jedoch „Kirchen-

leitende und -mitglieder, die für Frieden ein-

getreten sind“. Der OeRK hatte eine Besu-

cherdelegation nach Kenia geschickt. Er

schlug eine Wahlrechtsreform vor, die eine

„wahrhaft unabhängige Wahlkommission“

schaffen müsse und bemängelte, dass die Re-

gierung das koloniale Erbe und „Unge-

rechtigkeiten, die die Nation spalten,“ nicht

bewältigt habe.

Lateinamerikanischer Kirchenrat:
Generalsekretär und sechs
Mitarbeiter gehen
Der Lateinamerikanische Kirchenrat CLAI,

dem 140 vorwiegend protestantische Kirchen

gieren, so wie wir es innerhalb der Nationen

auch tun“ .

Auf einer Tagung in Berlin zur Friedens-

denkschrift der EKD stellte die Landes-

bischöfin aus Hannover fest, Krieg sei nicht

ultima ratio, „weil die Ratio im Krieg völlig

aussetzt“. 

Ihres Erachtens „haben nationale Armeen

ihre Zeit gehabt. Deutschland wird doch

nicht wirklich am Hindukusch verteidigt“.

Sie fügte hinzu, wenn Friede nachhaltig sein

solle, dann müsse er von Anfang an und in

jedem Stadium seines Wachstums mit Recht

und Gerechtigkeit verbunden sein. Unge-

rechte weltweite wirtschaftliche Strukturen

seien eine massive Gefahr für den Frieden.

Damit Frieden wachsen könne, müsse der

Aus- und Aufbau ziviler Friedensdienste

gefördert werden. Das Beispiel Afghanistan

zeige, dass das Militär dort – wie auch

andernorts, wo es alternativlos eingesetzt

wird – keinen Frieden schaffen kann. „Wenn

Friede wachsen soll, muss die Zivilgesell-

schaft aufgebaut werden. Und das geht nur

auf zivilem Wege und mit zivilen Mitteln.“ 

Die Lösung für die Friedensfrage liege

nicht in einem verstärkten Einsatz von Mili-

tär. Vielmehr sei eine gründliche und selbst-

kritische Analyse des bisherigen Engage-

ments und ein friedenspolitisches Gesamt-

konzept nötig.

Käßmann kann darum auch „nicht akzep-

tieren, dass die Bundeswehr nun ihre Le-

gitimation durch humanitäre Aufbauarbeit

finden soll. Wenn das THW gebraucht wird,

sollen wir es einsetzen. Aber die Bundeswehr

ist nicht das THW!“

Der Bischöfin liegt daran, „Friedensarbeit

weiter zu stärken und pazifistische Grund-

haltungen in der Mitte unserer Kirche zu

akzeptieren und nicht zu marginalisieren“.

Der Beitrag von Margot Käßmann ist auf

der Internetseite des Auswärtigen Amtes ver-

öffentlicht.

Jerusalem:
Bischof 
gegen Spaltungskonferenz
Der anglikanische Bischof von Jerusalem,

Suheil Dawani, hat sich Anfang des Jahres

erstaunt über Planungen gezeigt, in seiner

Stadt eine Konferenz derjenigen Bischöfe zu

halten, die sich in der inneranglikanischen

Diskussion gegen eine Gruppe positionieren,

die in ihren Augen zu weitgehende Toleranz

in bestimmten Fragen zum Beispiel der

Sexualmoral oder der Homosexualität befür-

wortet. 

Dawani erklärte, er habe erst aus der

Presse über derartige Pläne erfahren und für-

chte, die Konferenz werden die Spannungen

in der anglikanischen Communio in seine

Diözese tragen. Gerade seine Kirche bemühe

sich um Gastfreundschaft für alle Zweige der

anglikanischen Familie. Darüber hinaus

fürchte er negative Folgen für die eigene

Versöhnungsarbeit in seinem so gespaltenen

Land, so der Bischof, der erst im letzten Jahr

angehören, gab Ende Februar bekannt, dass

sein Generalsekretär und sechs weitere Mit-

arbeiter zurückgetreten sind. Sie hatten bei

einem Treffen in Panama vom 20.–24. Feb-

ruar ihren Rücktritt erklärt. In einem danach

veröffentlichten Brief brachte das Leitungs-

gremium des Rates seine Trauer zum Aus-

druck über den Rücktritt seines Generalsek-

retärs Israel Batista und der sechs Regional-

und Programmsekretäre. Zum geschäftsfüh-

renden Generalsekretär wurde der bisherige

Kommunikationsdirektor, Pfr. Nilton Giese,

aus der Evangelischen Kirche Lutherischen

Bekenntnisses in Brasilien ernannt.

Diese Ankündigung überraschte die

Kenner und Beobachter der kirchlichen

Situation in Lateinamerika. Das CLAI-

Leitungsgremium nannte keinerlei Gründe

für die Rücktritte.

Bei der CLAI-Generalversammlung 2007

hatten Kirchenvertreter aus Brasilien und

anderen Kirchen im südlichen Lateinamerika

ihre Besorgnis über die Richtung ausge-

drückt, die CLAI eingeschlagen hatte. Batis-

ta hatte sich stark für eine engere Gemein-

schaft eingesetzt zwischen ökumenisch aus-

gerichteten Kirchen und einigen Pfingst-

und evangelikal geprägten Kirchen.

Israel Batista war lange Jahre OeRK-Mit-

arbeiter in Genf im Programmbereich 

Gerechtigkeit, Frieden und Schöpfungsbe-

wahrung und trat sein Amt als CLAI-

Generalsekretär am 1.1.1999 an.

Nach Sibiu: 
Plädoyer für erweiterten Rat
europäischer Kirchen
Die Einrichtung einer erweiterten Konferenz

Europäischer Kirchen (KEK) hat deren 

gegenwärtiger Präsident, der französische

protestantische Pfarrer Jean-Arnold de Cler-

mont, vorgeschlagen. Innerhalb der nächsten

zehn Jahre solle ein Rat der europäischen

Kirchen aus Katholiken, Anglikanern, Pro-

testanten und Orthodoxen gebildet werden.

Damit solle eine Konsequenz aus der Stag-

nation bei der Europäischen Oekumenischen

Versammlung 2007 in Sibiu gezogen wer-

den, die von der KEK und dem katholischen

Rat europäischer Bischofskonferenzen

(CCEE) einberufen worden war. 

Jean-Arnold de Clermont sprach vor dem

gemeinsamen Ausschuss von KEK und

CCEE in London. In den Weltregionen

Karibik, Mittlerer Osten und Pazifik gibt es

bereits solche gemeinsamen Räte, in denen

die katholische Kirche als Vollmitglied mitar-

beitet, ebenso in Ländern wie Brasilien und

Südafrika.

Käßmann für UN-Polizei:
„Nationale Armeen 
haben ihre Zeit gehabt“
Margot Käßmann hat sich für eine Welt-

friedensordnung ausgesprochen, „in der die

Völker ihr Gewaltpotential an eine interna-

tionale von der UN bestimmte Polizei dele-
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zum Bischof geweiht worden war und seinen

Sitz an der St. George Kathedrale in Ost-

Jerusalem hat. „Wir wissen hier vor Ort nur

zu genau, was es bedeutet, wenn zwei Seiten

aufhören, miteinander zu reden.“

USA:
Neuer Baptistenkonvent

Auf einer Versammlung mehrerer tausend

Baptisten aus den USA sprach unter anderen

der ehemalige US-Präsident und Friedens-

nobelpreisträger Jimmy Carter in Atlanta.

Mitglieder aus 30 Baptistenkirchen aus dem

ganzen Land waren Ende Januar 2008

zusammen gekommen, um eine neue Allianz

zwischen verschiedenen baptistischen Grup-

pen zu schmieden, die soziale Gerechtigkeit

in den Mittelpunkt stellt. 

Zum ersten Mal seit der Beendigung des

amerikanischen Bürgerkriegs trafen dabei

auch schwarze und weiße Gemeinden zu-

sammen, um künftig besser zusammenzuar-

beiten.

Nicht beteiligt waren die konservativen

„Southern Baptists“, mit 16 Millionen Mit-

gliedern größte Konfessionsgruppe in den

USA nach den Katholiken. Sie hatten in den

70er und 80er Jahren fortschrittliche Theo-

logen aus ihren Führungspositionen hinaus-

gedrängt.

Im Zentrum der Beratungen standen Fra-

gen der sozialen Gerechtigkeit, der Gesund-

heitsversorgung und der Bedürfnisse der

Armen in den USA. 

Siehe auch: www.newbaptistcelebration.org

Nigeria:
Ölreichtum und Armut

Auf dem Index menschlicher Entwicklung,

den das Entwicklungsprogramm der Verein-

ten Nationen (UNDP) erstellt, rangiert

Nigeria auf Platz 158 von 177. Kirchenführer

des Landes verwiesen darauf, dass Nigeria

mit großem Ölreichtum gesegnet sei, die

Menschen aber unter großer Armut litten.

Nach Angaben der nigerianischen Staatsbank

leben 54% der Bevölkerung in Armut, viele

müssten mit einem US-Dollar am Tag aus-

kommen. Der Entwicklungsbericht der UN

vergleicht in seinen Aufstellungen Lebens-

erwartung, Erziehung, Analphabetenrate,

Lebensstandard und das Bruttoinlandspro-

dukt. Im Report 2007/2008 steht auf Platz

eins Island, Sierra Leone auf dem letzten

Platz, Nigeria rangiert zwischen Tansania

und Eritrea.

Human Rights Watch erklärte in einem

neuen Bericht, obwohl so viele Menschen in

Armut lebten, hätten sich zahlreiche Politiker

Regierungsgelder angeeignet, mit denen

Gewaltaktionen in den Wahlen geschürt wor-

den seien. In dem Bericht heißt es, „Korrup-

tion bildet den Kern der drängendsten

Menschenrechtsprobleme Nigerias“.

http://hdr.undp.org/en/statistics/

http://hrw.org/english/docs/2008/01/01/

nigeri17671.htm

Simbabwe:
Neue Verfassung gefordert

Die Kampagne „Rettet Simbabwe“, ein Zu-

sammenschluss verschiedener christlicher

Gruppen, zivilgesellschaftlicher Organisatio-

nen und Oppositionsparteien, hat eine neue

Verfassung für das südafrikanische Land

gefordert, um freie und faire Wahlen durch-

führen zu können. In einer Erklärung heißt

es: „Wir fordern Wahlen unter einer neuen,

vom Volk getragenen Verfassung“. Die

„National Constitutional Assembly“, ein

weiterer Zusammenschluss von Kirchen und

Organisationen, hat ebenfalls gefordert,

zuerst eine neue Verfassung zu beschließen,

bevor es zu Wahlen kommen soll.

Präsident Mugabe, 84 Jahre alt, möchte

zum sechsten Mal wiedergewählt werden. Er

hat für den 29. März Kommunal-, Parla-

ments- und Präsidentschaftswahlen anbe-

raumt. Die Opposition glaubt nicht, dass die

Lage im Land und die herrschende Atmo-

sphäre freie und faire Wahlen zulassen wür-

den. Vermittlungsbemühungen des südafri-

kanischen Präsidenten Mbeki waren ebenfalls

nicht erfolgreich.

Japan und Philippinen:
Kirchenräte gegen weitere
Militarisierung Asiens
Die protestantischen Kirchenräte der Philip-

pinen und Japans haben einen gemeinsamen

Appell verabschiedet, der sich gegen die fort-

gesetzte Ausbreitung US-amerikanischer Mi-

litärpräsenz in Asien wendet und feststellt,

dass es sich dabei um eine Bedrohung des

Weltfriedens handele.

„Wir stehen auf gegen die Mächte von

Krieg und Militarismus. Wir wollen nicht,

dass unsere Länder zur Abschussrampe für

die amerikanischen Aggressionskriege gegen

die Völker der Welt werden, um der eigenen

wirtschaftlichen und politischen Interessen

willen“. Die Räte trafen sich Ende Januar auf

den Südphilippinen in Davao. Dies geschah,

als gemeinsame Manöver der US-Truppen

mit der philippinischen Armee unmittelbar

bevorstanden. Die Versammlung verurteilte

die Manöver und wies zugleich auf die wach-

sende Militärpräsenz durch US-Militärbasen

in Südjapan hin. In diesem Zusammenhang

warnten sie davor, die japanische Verfassung

zu ändern, die bislang festschreibt, dass

Japan das Recht auf Kriegsführung verwirft

und den Gebrauch von Gewalt in zwischen-

staatlichen Auseinandersetzungen ablehnt

(Artikel 9).

Asiatische Theologen: 
Fundamentalismus kann dem
Glauben schaden
Christliche Gemeinschaften sollten kritisch

gegenwärtige religiöse Trends prüfen und die

Ausbreitung von Fundamentalismus vermei-

den, der Menschenrechte schädigen kann,

sagten Theologen des „Globalen Südens“

auf einer Studientagung des Lutherischen

Weltbundes in Hongkong.

„Das Wachstum von Religionen in Indien

verschafft dem Land mehr Wohlfahrtsaktivi-

täten. Aber andererseits ist ein Wachstum des

Fundamentalismus destruktiv“, erklärte Busi

Suneel Bhanu vom lutherischen theologi-

schen Gurukul College in Indien.

„Fundamentalismus in Religionen schä-

digt Menschenrechte, das Kastenwesen ist

ein Beispiel. Wir müssen das Neuerstarken

von Religiosität verstehen, die positiven Sei-

ten stützen und sie der Gesellschaft zugute-

kommen lassen“, sagte Bhanu nach der Ta-

gung. Seine Bemerkungen machte er nach ei-

nem Gewaltausbruch zwischen Hindus und

Christen im indischen Bundesstaat Orissa.

Der indonesische Pfarrer und Theologie-

professor Nainggolan Binssar vertrat die Mei-

nung, „dass Dialog unter unterschiedlichen

Glaubensüberzeugungen angesichts der

Konflikte im Namen von Religion dringend

erforderlich ist.“ Die Tagung habe ihm dabei

geholfen, Friedensprogramme für seine Stu-

denten zu entwickeln.

Das Seminar wurde von der Theologieab-

teilung des in Genf ansässigen LWB organi-

siert. Es berücksichtigte den Einfluss, den

das Wiederaufleben von christlichem Glau-

ben und anderen Religionen auf Kirchen aus-

übt, und diskutierte, wie Kirchen sich mehr

mit sozialen, wirtschaftlichen und politischen

Realitäten beschäftigen können.

Karen Bloomquist, Studienreferentin des

LWB, sagte, dass die Tagung eine Plattform

für Theologen des Südens der Welt zur Ver-

fügung stellte, um kritisch die theologischen

Traditionen zu prüfen, die der Norden an

den Süden weitergegeben hatte.

„Wir müssen theologische Methoden in

unseren eigenen Kontext übertragen“, erläu-

terte Sarah Yeun Wai Man vom Institut für

Mission und Interkulturelle Studien in

Hongkong, das die Tagung ausrichtete. Yuen

beobachtet in Asien seit einiger Zeit ein

wachsendes Interesse an Religion und

Spiritualität. Theologen müssten ihre lokalen

Antworten auf dieses globalisierte Phänomen

austauschen.

Philippinische Bischöfe: 
Ureinwohner schützen

Die katholischen Bischöfe auf den Philip-

pinen haben Armee und Rebellen des Landes

aufgefordert, nicht länger Söldner unter den

Ureinwohnern anzuwerben und deren Terri-

torien nicht in Schlachtfelder zu verwandeln.

„Wir sind alarmiert über Berichte systemati-

scher Rekrutierungen von Ureinwohnern für

paramilitärische Gruppen“, erklärte Bischof

Sergio Utleg, Vorsitzender der Bischofskom-

mission für die indigenen Völker. Nach sei-

nen Angaben versuche die Rebellenbewe-

gung durch Geld- und Reiszahlungen Men-

schen anzuwerben. In dem seit 38 Jahren

andauernden Konflikt wollten aber auch die

großen Minengesellschaften Ureinwohner

für ihre Sicherheitsmannschaften rekrutieren,
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besonders dort, wo es erheblichen Wider-

stand seitens der Ureinwohner gegen die

Zerstörung ihrer Umwelt durch den fort-

schreitenden Bergbau gibt. „Den indigenen

Völkern ist schon durch den Verlust ihres tra-

ditionellen Siedlungsgebietes, die Abholung

ihrer Wälder und das Eindringen der Minen-

gesellschaften viel Schlimmes geschehen.

Lasst uns ihnen nicht noch mehr Leid zufü-

gen“, mahnte Bischof Utleg.

Japan:
Interreligiöses Treffen 
vor G8-Gipfel
Die japanische Sektion der „Weltkonferenz

der Religionen für den Frieden“ (WCRP)

hat Pläne für ein viertägiges Treffen von reli-

giösen Führern aus aller Welt vor dem G8-

Gipfel vom 7.–9. Juli im japanischen

Sapporo angekündigt.

„Es ist eine gute Gelegenheit für unsere

Zusammenarbeit mit anderen Sektoren und

für ein Konzept für gemeinsame Sicherheit,

das wir vor zwei Jahren auf unserer 8. Weltver-

sammlung in Kyoto vorgeschlagen haben“,

sagte der Generalsekretär der japanischen

Sektion von WCRP, Miyamoto, in Tokio.

Nach Aussagen von WCRP baut das Kon-

zept der gemeinsamen Sicherheit auf einem

ausgeweiteten Begriff von menschlicher

Sicherheit auf, der Grundrechte und die Be-

friedigung von Grundbedürfnissen ein-

schließt.

Sugino, von der japanischen buddhisti-

schen Laienorganisation Rissho Koseikai

merkte an, dass die Frage des Klimawandels

ein Hauptpunkt auf der Tagesordnung der

G8-Sitzung sei. Er verwies auf die Arbeit von

christlichen Gruppen bei der ökologisch

nachhaltigen Ausstattung von kirchlichen

Gebäuden und den Bemühungen der

„Alliance of Religions and Conservation“,

einem säkularen Bündnis, das die großen

Religionen bei ihrem Engagement in Fragen

des Klimawandels unterstützt.

Pfr. Yamamoto, stellvertretender Vorsit-

zender der Sektion und zugleich General-

sekretär des Nationalen Rates Christlicher

Kirchen in Japan, befürwortete den Ge-

danken, dass Religionsführer ihre Sicht den

G8-RepräsentantInnen vorstellen sollten. Er

fügte hinzu „Ich glaube, dass wir als religiö-

se Menschen stärker die Bedeutung von

Frieden und Gewaltfreiheit unterstreichen

und gegen die Ausweitung von Krieg und

der Kultur der Gewalt eintreten sollten, die

im Namen einer US-zentrierten Wirtschafts-

globalisierung und eines ,Krieges gegen den

Terror‘ betrieben wird“.

Indien:
Dalit-Theologie für das 
21. Jahrhundert
Die Dalit-Theologie braucht eine Neudefini-

tion als Theologie des Lebens, um sich effek-

tiver in den Dienst an Kirchen und Men-

schen in Indien zu stellen. Zu dieser und

eng kooperiert. Nicht eingegangen ist

Benedikt XVI. bei dieser Gelegenheit auf ein

am gleichen Tag erschienenes Interview von

Pfr. Kobia, in dem dieser seine Hoffnung

äußerte, dass bis zur Mitte des 21. Jahrhun-

derts die eucharistische Gemeinschaft zwi-

schen allen Kirchen erreicht sein werde.

Kobia unterstrich, dass die Kirche eins und

einig sein müsse in ihrem Zeugnis angesichts

einer Welt, die von Gewalt und Streit geprägt

sei. Die hundert Jahre der Gebetswoche, die

1908 in den Vereinigten Staaten begann, sei

nur relativ kurz im Vergleich mit der langen

Geschichte der Trennungen. Wir müssten

die Zeit, die uns von Gott gegeben ist, weise

nutzen, um zu einem sichtbaren Zeugnis der

Einheit zu gelangen.

Am Tag vor dem Schlussgottesdienst in St.

Paul war im Rahmen der Gebetswoche der

„Paul Wattson Preis für christliche Einheit“

an die OeRK-Kommission „Glaube und Kir-

chenverfassung“ sowie an den Päpstlichen

Rat zur Förderung der christlichen Einheit

verliehen worden. Beide Organisationen be-

reiten seit 1968 gemeinsam die Liturgie der

Gebetswoche vor. Der Namensträger des

Preises erinnert an die Gründung der Initi-

ative vor hundert Jahren, die ursprünglich

„Gebetsoktav für kirchliche Einheit“ hieß.

Pfrin. Heike Bosien und Pfrin. Suzanne Ma-
tale in Bossey beim Totempfahl

Bossey:
Verwitterter Totempfahl 
würdevoll abgebaut
In einem respektvollen Akt wurde ein 15

Meter hoher Totempfahl auf dem Gelände

der Akademie des OeRK in Bossey bei Genf

abgebaut und in die Erde eingegraben.

Vertreter der kanadischen „Ersten Nationen“

hatten ihn 1983 dem OeRK anlässlich der

Vollversammlung in Vancouver geschenkt.

Die Witterung hatte die von inhaftierten Ur-

einwohnern aus einer einzigen roten Zeder

geschnitzte Holzskulptur nicht mehr standsi-

cher bleiben lassen. Dargestellt waren darauf

Gleichnisse für eine von Gottes Geist geleite-

te spirituelle Suche der „Ersten Nationen“

durch ihre Geschichte hindurch.

weiteren Erkenntnissen gelangten die rund

30 Dalit-Theologen und Theologinnen, So-

zialarbeiter und Akademiker aus aller Welt,

die im Januar in Kolkata, Indien, zu einem

internationalen Symposium zusammenge-

kommen waren. 

Die Dalits sind die Minderheit, die im in-

dischen Kastensystem am meisten diskrimi-

niert wird. Früher wurden sie häufig als

„Unberührbare“ bezeichnet. Das Symposi-

um sei ein bedeutender Meilenstein in der

Geschichte der christlichen Theologie in In-

dien, sagte Vinod Peacock, Dekan für Prak-

tische Theologie am Bishop’s College in

Kolkata, der die Tagung mitorganisiert hat.

Ihm zufolge sind Fortschritte in der Metho-

dologie und in einer Reihe von Themen er-

zielt worden, von Dalit-Identität, Geschich-

te, Religion und der Rolle der Frauen bis hin

zur Epistemologie und Hermeneutik. Das

Symposium über „Dalit-Theologie im 21.

Jahrhundert: unterschiedliche Stimmen, ge-

meinsame Wege“ war eine gemeinsame Ver-

anstaltung des Oekumenischen Rates der

Kirchen und des Rates für Weltmission. 

China:
Neue evangelische
Kirchenführung
Die staatlich anerkannte chinesische protes-

tantische Kirche hat auf ihrer letzten Natio-

nalkonferenz einige neue und jüngere Füh-

rungspersonen gewählt, das Durchschnitts-

alter liegt jetzt um zehn Jahre unter demje-

nigen des Vorgängerkomitees. Dies hat

sowohl zustimmende Äußerungen hervorge-

rufen, als auch Skepsis, ob die Kirche damit

anfälliger für staatliche Einflussnahme wer-

den könnte. Laut Aussagen von Ying Fok

Tsang von der Divinity School der Hong-

kong-Chinese University verfügen von den

16 neuen Führungspersonen zwölf über eine

akademische Ausbildung, deutlich mehr als

die alte Führung, die noch aus den 50er

Jahren stammte.

Siehe auch: www.chineseprotestantchurch.org

Gebetswoche:
Papst Benedikt XVI. traf 
OeRK-Generalsekretär Kobia
Zum ersten Mal in der hundertjährigen

Geschichte der Gebetswoche für die Einheit

der Christen, die jährlich im Januar began-

gen wird, feierten ein Generalsekretär des

Weltkirchenrates, Pfr. Samuel Kobia, und der

Bischof von Rom, Benedikt XVI., zusammen

einen Gottesdienst, um gemeinsam für die

Einheit der Kirchen zu beten. Der Gottes-

dienst fand in der römischen Basilika St. Paul

vor den Mauern statt, an einem Ort, der in

der katholischen Kirche als Grabstätte des

Apostels verehrt wird. Benedikt XVI. lobte in

diesem Zusammenhang die schon erreichte

Gemeinsamkeit und würdigte die Zusam-

menarbeit zwischen Weltkirchenrat und

Römischer Kirche, die selbst nicht Mitglied

im OeRK ist, aber auf zahlreichen Feldern
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Bei Meldungen aus der internationalen Oekumene wurden in

Ergänzung zu eigenen Recherchen Agenturmeldungen von ENI

ausgewertet, außerdem die Pressedienste von OeRK, LWI, RWF,

CEC, RNA und KIPA
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. Berlin-Brandenburg

Kommission für Friedenskonvokation
2011 aktiv

Der Vorsitzende des Oekumenischen Rates

Berlin-Brandenburg (OeRBB), Bischof The-

odor Clemens, ist nach 13 Jahren in seiner

Gemeinde in Berlin-Neukölln von der Direk-

tion der Herrnhuter Brüdergemeine berufen

worden, zum 1. Juni 2008 die Verantwor-

tung für die Gemeindearbeit der Herrnhuter

in Bad Boll zu übernehmen. Wir werden ihn

sehr vermissen. Über seine Nachfolge soll die

Ratsleitung im Mai entscheiden.

Unser großer jährlicher ökumenischer

Gottesdienst mit anschließendem Empfang

anlässlich der Gebetswoche für die Einheit

der Christen fand am 19. Januar statt. Ange-

regt durch das Motto der diesjährigen

Gebetswoche „Betet ohne Unterlass“ wurde

zudem eine „Gebetskette“ durchgeführt.

Gemeindegruppen verschiedener Konfessio-

nen haben an den Abenden der Gebets-

woche im Wechsel für die Einheit der Chris-

ten gebetet.

Während ihrer Novembersitzung haben

zusätzliche Mitglieder der Ratsleitung sich

bereit erklärt, in der Islam-Kommission des

OeRBB mitzuarbeiten. In derselben Sitzung

hat die Ratsleitung die Islam-Kommission

beauftragt, einen Prozess in Gang zu setzen,

der in absehbarer Zeit zu der Erstellung einer

interreligiösen „Berliner Erklärung“ hinfüh-

ren soll. Ein Vorbild dafür liefert die „Kölner

Friedensverpflichtung“, in der christliche,

muslimische und jüdische Vertreter sich

gemeinsam und öffentlich geäußert und ver-

pflichtet haben. 

Die „Kommission Oekumenische Frie-

denskonvokation 2011“ (des OeRBB) hat

sich entschlossen, am 20. September, be-

wusst am Vorabend des Internationalen Ge-

betstags für den Frieden, eine Veranstaltung

in Zusammenarbeit mit dem Rat afrikani-

scher Christen in Berlin und Brandenburg

und dem Mennonitischen Friedenszentrum

Berlin durchzuführen. Das Thema der Veran-

staltung wird der Zusammenhang zwischen

Waffenlieferungen und Bürgerkriegen sein. 

Der OeRBB berät derzeit über Inhalte der

künftigen Arbeit. Diese grundsätzliche Dis-

kussion wird den OeRBB voraussichtlich

noch lange beschäftigen. 

Die Vorbereitungen auf unsere 8. „Nacht

der Offenen Kirchen“ (zu Pfingsten) und

das „Oekumenische Stadtkirchenfest 2009“

laufen bereits auf Hochtouren. 

Der Dienst von Steve Smith, seit Dezem-

ber 2002 evangelischer Referent in der Ge-

schäftsstelle, endet Mitte des Jahres. Herr

Smith war seit 1993 im Auftrag der United

Church of Christ und der Christian Church

reiche (z.B. der Ernährungssicherheit) ist

das Ziel in den aktuellen Verhandlungen der

Europäischen Union insbesondere mit den

Ländern Afrikas um Economic Partnership

Agreements (EPAs). 

Die negativen Folgen für lokale Produzen-

ten und die Entwicklungsperspektiven afrika-

nischer Länder werden beispielhaft am EU-

Hühnerexport nach Kamerun, der Liberali-

sierung der Reisproduktion, die die Klein-

bauern in Ghana ruiniert, der afrikanischen

Baumwollproduktion und Fischerei vor der

Westküste Afrikas dargestellt: Im Abschluss-

podium „Verhindert Europas Handelspolitik

eine Entwicklung Afrikas? Zur Rolle der

Economic Partnership Agreements“ werden

am 18. Juni Perspektiven einer den Bedürf-

nissen afrikanischer Gesellschaften entspre-

chenden Handelspolitik mit Europa disku-

tiert.

Uwe Ihssen, Oekumenische Initiative Bremen

Evangelisches Bildungswerk im „forum Kirche“

Hollerallee 75, 28215 Bremen, Tel.: 04 21/3 4615 36

Fax 00421/3461538 www.ökumenische-initiative.de

. Rhein Mosel Saar

Vom Ilisu-Staudamm
zum Zentralplatz in Koblenz

Interessante Zusammenhänge brachte bei

einer Veranstaltung des Koblenzer Sozialfo-

rums die Projektleiterin der Umwelt- und

Entwicklungsorganisation WEED, Heike

Drillisch aus Berlin, zu Tage. Die Ethnologin

berichtete vor fast 100 Zuhörern in der

Christuskirche über das Ilisu-Staudammpro-

jekt im Südosten der Türkei, das europaweit

Proteste hervorruft. Die Veranstalter zogen

aus ihrem Vortrag auch Parallelen zum Kob-

lenzer Zentralplatz, denn in beiden Fällen ist

einer der Hauptakteure das Stuttgarter Un-

ternehmen Züblin.

Das gigantische Staudammprojekt, das

von bundesdeutschen Hermesbürgschaften

großzügig abgesichert und unter Beteiligung

deutscher Banken (unter anderem der Deka-

Bank) finanziert und u.a. durch das deutsche

Unternehmen Züblin ausgeführt werden

soll, würde zu unumkehrbaren ökologischen

Schädigungen und zu humanitären Katastro-

phen führen. Falls der Staudamm gebaut

wird, würde eine einmalige, 10 000 Jahre alte

Kulturlandschaft, die ein unvergleichliches

Kulturerbe der Menschheit ist, zerstört,

zahlreiche seltene Tier- und Pflanzenarten

wären gefährdet. 

Mehr als 55 000 Menschen in der Region

würden entwurzelt und verlören ihre Le-

bensgrundlagen. In der vorletzten Februar-

woche 2008 demonstrierten Betroffene vor

der deutschen Botschaft in Ankara und kün-

digten den deutschen Repräsentanten an:

Wenn der Staudamm mit deutschen Mitteln

gebaut wird, schafft ihr selbst die Ursachen

(Disciples of Christ) in deren evangelischer

Partnerkirche in Berlin-Brandenburg ökume-

nisch tätig.

Steve Smith, Ev. Referent des Oekumenisch-Missiona-

rischen Instituts des OeRBB, Oekumenischer Rat

Berlin-Brandenburg (OeRBB), Gierkeplatz 2–4

10585 Berlin, Tel.: 0 30/3 4210 00

. Bremen

Ökofaire Beschaffung in Kirchen

Aus dem Bremer Millenniumsaktionsbünd-

nis, an dem die Oekumenische Initiative An-

teil hat, ist das Thema nachhaltiger Beschaf-

fung und zukunftsfähigem Konsum bereits

im Herbst 2007 in Verhandlungen mit der

rot-grünen Bremer Landesregierung einge-

bracht worden. Im April veranstaltet die

Finanzsenatorin hierzu eine Anhörung, die

das Beispiel anderer Städte, rechtliche Rah-

menvorgaben auf EU-Ebene und Vorstellun-

gen des Bremer entwicklungspolitischen

Netzwerks diskutiert. 

Einige Bremer Kirchengemeinden sind

bereits im ökologischen Bereich klimabewus-

ster umgerüstet worden, andere haben

immerhin Beschlüsse zum Konsum fair

gehandelten Kaffees gefasst. Unter der Über-

schrift „Bremens Gemeinden: Sozial nach

Innen – solidarisch nach Außen – nachhaltig

für die Zukunft“, geht es um eine verstärkte

Aufnahme dieser Bemühungen auch im

kirchlichen Feld. Die Synode der Bremischen

Evangelischen Kirche, „Kirchentag“ ge-

nannt, wird im Mai hierzu beraten.

Bremer Regional-Projekt 
für den Kirchentag 

Die Vorbereitung auf den Deutschen

Evangelischen Kirchentag wird die Ökume-

ne-Interessierten mit dem Bremer Projekt

„Verantwortung und solidarisches Handeln –

Bremer Schlüssel zur Welt“ für das kommen-

de Jahr regelmäßig beschäftigen.

Afrikanische Perspektiven 

Unter dem Titel „Macht – Handel –

Hunger?“ beteiligt sich die Oekumenische

Initiative an der zumeist jährlich stattfinden-

den Veranstaltungsreihe zu afrikanischen

Perspektiven. 

Mit fünf Veranstaltungen wöchentlich ab

21. Mai wird zum Thema gemacht, was

Entwicklungsexperten seit langem beklagen:

Handel macht auch Hunger! Die Öffnung

der Märkte afrikanischer Länder ohne ausrei-

chende Diskussion um schutzwürdige Be-

OEKUMENISCHER INFORMATIONSDIENST Frühjahr 2008
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dafür, dass wir unsere Heimat verlassen und

bei euch Zuflucht suchen müssen. Der Ilisu-

Staudamm und der Koblenzer Zentralplatz

sind, was das Ausmaß des Projektes und die

humanitären Konsequenzen betrifft, natür-

lich nicht vergleichbar. Dennoch gebe es, so

brachte es ein Zuhörer am Ende der

Veranstaltung auf den Punkt, drei Parallelen:

erstens seien die betroffenen Bürger bei der

Planung des Vorhabens nicht oder kaum

konsultiert worden; zweitens sei der wirt-

schaftliche Nutzen höchst zweifelhaft und

drittens spiele die lokale Politik bei der

Durchsetzung des Projekts eine aktive Rolle.

Sie schaffe die rechtlichen und organisatori-

schen Rahmenbedingungen für die In-

vestoren, gegen den Protest der Bevölke-

rung.

Rainer Möller, Oekumenisches Netz Rhein Mosel Saar

weitere Informationen: www.stopilisu.com

In einem Offenen Brief äußerte sich das öku-

menische Netz zur Vergabe des Auftrages

zur Umgestaltung des Koblenzer Zentral-

platzes an die Firma Züblin. Es macht auf die

Rolle aufmerksam, die Züblin in verschiede-

nen Regionen der Welt spielt und erinnert

daran, „dass der Firma Züblin massive Ver-

stöße gegen menschenrechtliche Standards

vorgeworfen werden. Diese Vorwürfe kon-

zentrieren sich auf das Projekt des Ilisu-

Staudamms, in das die Firma Züblin invol-

viert ist.“

Auf die verheerenden ökologischen, politi-

schen und sozialen Folgen des Großprojekts

um den Ilisu-Staudamm hätten Nichtregie-

rungsorganisationen seit langem hingewie-

sen. So herrscht in der Region bereits jetzt

eine hohe Arbeitslosigkeit, die durch die

Umsiedlung noch verstärkt wird. Die Bür-

germeister der umliegenden Städte haben

klargemacht, dass sie sich nicht in der Lage

sehen, den Zuzug zehntausender Umsied-

lungsopfer zu verkraften. Weite Teile des

gesamten Projekt-Gebietes waren in den

90er Jahren Schauplatz für den Krieg der

türkischen Armee gegen kurdische Rebellen. 

Das ökumenische Netz verweist auch auf

Züblins Beteiligung an einem Wasserprojekt

im Hochland von Lesotho im südlichen Af-

rika. Als der Staudamm gebaut wurde, sie-

delte die Regierung zahlreiche Menschen

um. Ganze Dörfer versanken in den Fluten.

Heute importiert Lesotho die meisten seiner

Lebensmittel aus Südafrika. Im Zusammen-

hang dieses Projekts ist es zwischen 1988

und 1998 zu massiven Korruptionsfällen ge-

kommen. Die Bestechungsgelder wurden an

Masupha Ephraim, den höchsten Verwal-

tungsbeamten, gezahlt. In einer Sendung des

WDR vom 22.01.2008 zum 10. Jahrestag

der Inbetriebnahme des Projekts wurde

neben den sozialen und ökologischen Folgen

des Projekts daran erinnert. 

Auf einer im Juli 1999 veröffentlichten

Liste der Firmen, die Bestechungsgelder

gezahlt haben, finde sich auch die Firma

Züblin, einmal mit 819.862,– DM und zum

anderen mit 105.639,– DM.

Bei all dem habe Züblin Geschichte: Nach

den Informationen des ökumenischen Net-

zes beschäftigte die Firma im Sommer 1944

insgesamt 1700 ungarische jüdische Zwangs-

arbeiterinnen aus dem Konzentrationslager

Auschwitz beim Bau einer Rollbahn des

Frankfurter Flughafens. 

Das ökumenische Netz fordert den Stadt-

rat von Koblenz deshalb dazu auf, vor dem

Hintergrund der genannten Zusammenhän-

ge nicht mit der Firma Züblin zusammenzu-

arbeiten.

Dr. Sabine Ferenschild, Oekumenisches Netz 

Rhein Mosel Saar e.V. Pfarrer Werner Mörchen Str. 1

56564 Neuwied, Tel.: 0 26 31/35 4140

Fax: 0180/50 60 33 59 9376

info@ökumenisches-netz.de 

www.ökumenisches-netz.de

. Württemberg

Basisinformation zum Vertrag von
Lissabon (EU-Reformvertrag)

„Alter Brief im neuen Umschlag – EU-Ver-

fassung heißt jetzt Vertrag von Lissabon“, so

lautet der Titel der Basisinformation, die ge-

meinsam vom Oekumenischen Netz Würt-

temberg, Koordinationskreis, und EU-AG

von Attac Stuttgart herausgegeben wird.

Nach unseren Diskussionsanstößen „Ent-

wurf einer Europäische Verfassung“ und

„Grundsätzen zu einer Europäischen Verfas-

sung“ (Thesenpapier) und unserer Vorberei-

tungsveranstaltung für das „Forum Europa“

bei der Dritten Europäischen Oekumeni-

schen Versammlung in Sibiu zusammen mit

KEK , COMECE und Pax Christi möchten

wir mit diesem vierseitigen Flyer über die In-

halte des neuen Vertrages, seine Widersprü-

che, Unklarheiten und Prozess informieren.

Wir wollen zur kritischen Auseinanderset-

zung anregen und Argumente für eine Volks-

abstimmung bzw. ein demokratisches Ver-

fahren liefern.

Dieser Vertrag wie auch die Leitlinien der

ökumenischen Zusammenarbeit der Kirchen

in Europa, wie sie in der Charta Oecumenica

festgelegt und auch von unserer Kirche

unterzeichnet wurde, stellen uns vor die

Aufgabe, als Christinnen und Christen eine

klare Antwort zu finden auf die Fragen: In

welchem Europa wollen wir leben? Wie stel-

len wir uns ein friedliches, gerechtes und die

Schöpfung bewahrendes Zusammenleben

der verschiedenen Völker, Ethnien und Na-

tionen in Europa vor? Welche Rahmenbedin-

gungen benötigen wir?

Ist es das, was im Lissabonvertrag verein-

bart ist?

Zum großen Teil ist der nun vorliegende

Text wortgleich mit der EU-Verfassung. 

Nachdem der Vertrag im Dezember 2007

von den Staats- und Regierungschefs unter-

zeichnet wurde, muss er in allen 27 Ländern

ratifiziert werden. Am 01.01.2009 soll er in

Kraft treten. 

Der Reformvertrag wird Vorrang vor deut-

schem Recht haben, er widerspricht aber in

wesentlichen Bestimmungen Buchstaben

und Geist des Grundgesetzes.

Da es den Lissabonvertrag mit seinen über

200 Seiten Textveränderungen nicht im fort-

laufenden Wortlaut zu lesen gibt, und des-

halb schwer lesbar ist, haben wir in der

Basisinformation versucht, die wichtigsten

Daten zusammenzufassen und darzulegen:

� Vom EU-Verfassungsvertrag zum Reform-
vertrag. Was ist er? – Aktueller Stand und
Verfahren

� Warum soll man sich damit beschäftigen?
� Die Grundrechte Charta verspricht mehr

als sie hält
� Verbesserungen für das EU-Parlament –

mehr Transparenz für die BürgerInnen,
aber Fallen im Kleingedruckten und keine
direkte Demokratie

� Mehr Einfluss für die nationalen Parla-
mente, oder doch Durchgriff der EU-Ebe-
ne in nationale Hoheitsrechte?

� Verbesserte Handlungsfähigkeit der EU
zum Nutzen der großen Staaten und der
Wirtschaft

� EU stellt Weichen für Weltmachtansprüche
und Militarisierung

� Militäreinsatz im Innern (Aufheben der
Aufgabentrennung von Polizei und Mili-
tär)

� Außen-, Sicherheits-, Militärpolitik ohne
demokratische und juristische Kontrolle

� Rigide Politik gegenüber Flüchtlingen und
Migranten

� EURATOM-Vertrag sorgt für privilegier-
te Förderung der Atomenergie

� Bestimmungen des Nizza-Vertrages zu
neoliberaler Wirtschaftspolitik bleiben gül-
tig

� Gefahren für öffentliche Dienstleistungen

Dazu verlangen 17 europäische Attac-Sektio-

nen in den „10 Prinzipien für einen demo-

kratischen EU-Vertrag“, dass ein neuer und

demokratischer Konvent einen Vertrag ausar-

beiten soll. Dieser Konvent muss direkt

durch die BürgerInnen aller EU-Mitglied-

staaten gewählt werden und mit den nationa-

len Parlamenten zusammenarbeiten.

Die ökumenischen Netze fordern in ihrer

„Erklärung vom Oktober 2007“ und den

„Grundsätzen einer Europäischen Verfas-

sung aus ökumenischer Sicht“ eine Beteili-

gung der BürgerInnen und Gremien am

Entscheidungsprozess auf unterschiedlichen

Ebenen und per Volksentscheid.

Die Basisinformation ist beim OeNW

gegen Versandkostenerstattung erhältlich.

Bei mehreren Exemplaren oder größeren

Mengen sind wir über eine Spende dankbar,

die der Arbeit des OeNW zugute kommt.

Oekumenisches Netz Württemberg

Sylvia Dieter

Nahe Weinbergstr. 12, 74348 Lauffen am Neckar

Tel. und Fax: 07133/210 68

dieter_sylvia@web.de, www.oenid.de



gion und Nachhaltigkeit, das von Michael

Slaby von Heidelberg aus koordiniert wird.

Ziel des international ausgerichteten Pro-

gramms ist es, Brücken zwischen Um-

welt- und Nachhaltigkeitsorganisationen und

ökologisch und sozial interessierten Reli-

gionsgemeinschafen aufzubauen und dabei

gegenseitig befruchtende Lernprozesse zu

ermöglichen. 

In übersichtlichen Erd-Charta Ratgebern

zu den globalen Herausforderungen unserer

Zeit soll das Fachwissen der säkularen Part-

nerorganisationen der Erd-Charta Initiative

wie dem Stockholmer Umweltinstitut und

der Weltnaturschutzunion IUCN interessier-

ten Religionsgemeinschaften zugänglich

gemacht werden. Zurzeit wird ein internatio-

naler Erd-Charta Ratgeber zu Religion und

Klimawandel vorbereitet, der unter anderem

das kirchliche Zertifizierungsprojekt des

„Grünen Gockels“ bzw. „Grünen Hahns“

weltweit bekannt zu machen versucht. 

Gerade in der Klimadebatte zeigt sich in-

des, wie stark in der Öffentlichkeit mit Hor-

rorszenarien und den Emotionen der Angst

und der Verzweiflung gearbeitet wird. Ge-

rade in dieser Situation können die Religio-

nen helfen, der Kultur der Angst mit der er-

neuerbaren Energie der Hoffnung und des

Glaubens zu begegnen, einer Hoffnung, die

es uns ermöglicht, das kreative Potential un-

serer internationalen Krisensituation zu

erkennen und die weit verbreiteten Gefühle

des Pessimismus, der Isolation und der Aus-

weglosigkeit zu überwinden. 

Ein weiteres Ziel des Programms ist es da-

her, Religionsgemeinschaften zu befähigen,

sich in zentrale Felder der Nachhaltigkeits-

debatte einzubringen und Führungsrollen zu

übernehmen, besonders in der Ausarbeitung

und Erprobung von nachhaltigen Konsum-

und Lebensstilmodellen, der Bildungsarbeit

für einen sozialen und ökologischen Be-

wusstseinswandel sowie der Entwicklung von

ganzheitlichen Visionen und Lösungsansät-

zen, die die kumulativen, langfristigen, indi-

rekten und globalen Folgen menschlichen

Handelns einbeziehen. 

Die katastrophalen Folgen von einseitigen,

kurzfristigen und fragmentarischen Lösungs-

ansätzen für unsere ökologische Krise sind in

der Debatte um die „Biokraftstoffe“

schmerzlich ans Licht, wo Regenwälder ge-

rodet und Kleinbauern vertrieben werden,

damit man in Europa und den USA „ökolo-

gisch“ Auto fahren kann, ohne das überkom-

mene Wohlstandsmodell kritisch hinterfra-

gen zu müssen. 

Mehr Informationen zu dem internationalen Erd-Charta

Programm: www.earthcharterinaction.org/religion sowie

im neuen Initiativ-Heft der Oekumenischen Initiative

Eine Welt. Michael Slaby ist zu erreichen unter 

mslaby@earthcharter.org

Oekumenische Initiative Eine Welt, Anja Becker

Geschäftsführende Referentin & Projekt-Koordinatorin

Erd-Charta, Mittelstr. 4, 34474 Diemelstadt-Wethen

Tel.: 0 56 94/1417, Fax: 1532, anja.becker@oeiew.de

www.oeiew.de, www.erdcharta.de

. Kairos Europa

Regionalkonferenzen
zu „Frieden in Gerechtigkeit“

Im Sinne der Umsetzung der Beschlüsse und

Empfehlungen der Freisinger ACK-Konsul-

tation zur Halbzeit der Dekade zur Über-

windung von Gewalt und der OeRK-Vollver-

sammlung in Porto Alegre macht sich Kairos

Europa für eine stärkere Zusammenschau

und integrierte Bearbeitung der Themen

Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der

Schöpfung stark. 

Um die inhaltliche Weiterarbeit zu den

Zusammenhängen und Wechselwirkungen

zwischen struktureller wirtschaftlicher Ge-

walt, politisch-militärischer Gewalt und Ge-

walt gegen die Natur zu intensivieren, wird

Kairos Europa in diesem Jahr in Kooperation

mit Kirchen, ihren Einrichtungen und

Werken sowie ökumenischen Organisationen

und Netzwerken fünf so genannte Regional-

konferenzen sowie eine bundesweite Tagung

durchführen.

Sinn und Zweck der Regionalkonferenzen

wird sein, am Beispiel zentraler Problem-

lagen der Einen Welt vorrangige wirtschafts-

bzw. entwicklungsbezogene sowie friedens-

und umweltpolitische Zugänge zur übergrei-

fenden Thematik „Frieden in Gerechtigkeit“

zu erschließen, diesbezüglich handlungs-

orientierte Anknüpfungspunkte und Strate-

gien zu identifizieren und nach Möglichkeit

Verabredungen für deren Umsetzung in den

jeweiligen Regionen zu treffen. 

Im Anschluss an diese Regionalkonfe-

renzen, die im Zeitraum März bis September

stattfinden werden, ist für Ende November

eine bundesweite Konferenz vorgesehen, bei

der die Ergebnisse der Regionalkonferenzen

zusammengetragen, vertieft sowie im Blick

auf gemeinsame Schwerpunkte und Stra-

tegien für in 2009 durchzuführende bundes-

weite Aktivitäten erörtert werden sollen.

TERMINE: 
Regionalkonferenz „Nord“ vom 4.–5. April
2008 in Hamburg; Regionalkonferenz „Ost“
vom 16.–17. Mai in Leipzig; Regionalkon-
ferenz „Süd“ vom 4.–5. Juli in Nürnberg;

Regionalkonferenz „Südwest“ vom 18.–20.
Juli in Stuttgart; Regionalkonferenz „West“
vom 12.–13. September voraussichtlich in

Essen; bundesweite Konferenz vom 28.–30.
November in Mannheim.

Martin Gück, Kairos Europa

Hegenichstr. 22, 69124 Heidelberg

Tel.: 0 62 21/7160 05

Fax: 7160 06, gueck@kairoseuropa.de
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20 Jahre Oekumenisches Netz
Württemberg (OeNW)

„Es darf um Gottes Willen nicht sein, dass

wir einander das tägliche Brot verweigern,

dass wir gegeneinander Krieg führen, dass

wir die Schöpfung zerstören“. Dietrich Bon-

hoeffer brachte sehr klar zum Ausdruck, was

auch das Anliegen des Konziliaren Prozesses

für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung

der Schöpfung (GFS) seit 25 Jahren ist und

für das sich das OeNW seit seiner Gründung

1988 einsetzt. Es verknüpft ca. 250 Basis-

gruppen und Einzelpersonen verschiedener

Konfessionen um den Konziliaren Prozess in

Württemberg und weltweit umzusetzen. 

Unser Ziel ist das gemeinsame Erlernen

einer Kultur des Dialogs und der Solidarität,

der aktiven Gewaltfreiheit und Zivilcourage

sowie die Achtung vor dem Lebensrecht alles

Lebendigen im Sinne einer „Theologie des

Lebens“. Jesus Christus ist uns eine Kraft-

quelle für unser gesellschaftliches und politi-

sches Engagement, sie hat uns durch unter-

schiedliche Landschaften geführt. Wichtige

Meilensteine bilden dabei die drei Europä-

ischen Oekumenischen Versammlungen

(EOeV), zuletzt in Sibiu 2007, und auch die

Unterzeichnung der Charta Oecumenica in

Straßburg.

Wieder wurde sehr augenfällig, wie aktuell

die Anliegen des Konziliaren Prozesses sind.

Auch zukünftig werden wir uns für

Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der

Schöpfung einsetzen: z.B. setzen wir uns ein

für Aufklärung und mehr Gerechtig-

keit/Demokratie in Bezug auf den Vertrag

von Lissabon (Reformvertrag), zusammen

mit Kairos-Europa und dem Zentrum für

entwicklungsbezogene Bildung wollen wir

helfen, die verschiedenen ökumenischen

Prozesse wie „AGAPE“, „Wirtschaften im

Dienst des Lebens“ (OeRK und konfessio-

nelle Weltbünde), sowie die Ergebnisse der

europäischen ökumenischen Versammlungen

zu bündeln. Eine wichtige Station wird die

ökumenische Friedenskonvokation 2011

sein, die zugleich eine Bilanz der Dekade zur

Überwindung von Gewalt zieht.

Dieses Engagement wollen wir gemeinsam

feiern während der Tagung, die wir vom 18.–
20. Juli 2008 planen.

OeNW, Sylvia Dieter, Nahe Weinbergstr. 12

74348 Lauffen am Neckar, Tel.: 07133/210 68

. Oekumenische Initiative 
Eine Welt

Das internationale Erd-Charta
Programm für Religion und
Nachhaltigkeit

Seit Dezember 2007 ist die Oekumenische

Initiative Eine Welt Projektträger für das in-

ternationale Erd-Charta Programm für Reli-

OEKUMENISCHER INFORMATIONSDIENST Frühjahr 2008
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. Pax Christi

Warnung vor einem schleichenden

Übergang vom Aufbaumandat zur
Kriegspraxis in Afghanistan

Zum Einsatz der Bundeswehr in Afghanistan

hat sich der Generalsekretär von pax christi

geäußert. Dr. Reinhard J. Voß hebt hervor:

„Der Einsatz der Bundeswehr im Norden

Afghanistans steht vor einer Wende. Ab

Sommer könnten rund 250 deutsche Solda-

ten der Internationalen Afghanistan-Schutz-

truppe (Isaf) nicht nur Aufbauarbeit leisten,

sondern erstmals gezielt in Kampfeinsätze

geschickt werden.“ Weiter heißt es in der

Erklärung: „Mit den Beschlüssen zur Weiter-

führung der drei Mandate 2007 haben sich

Regierung und Parlament über den mehr-

heitlichen Willen der Bevölkerung hinweg

gesetzt. Nun sehen wir die Folgen: es gibt

kein Halten mehr in Richtung Kampftrup-

pen; es gibt keine erkennbare politische Stra-

tegie und kein Ausstiegs-Szenario. Es kommt

einer Kapitulation von Politik gleich, immer

mehr auf die Stärkung des Militärs zu setzen.

Stattdessen sollte die Bundesregierung inner-

halb der NATO endlich eine Debatte über

den Strategiewechsel anstoßen. Angesichts

des schleichenden Übergangs von einem

Aufbaumandat zur offenen Kriegspraxis er-

neuert pax christi ihre Forderung nach einem

Abzug der Bundeswehr aus Afghanistan. Wir

fordern die Rückkehr zur Politik und nicht

den planlosen reaktiven Ausbau von Militär,

d.h. einen neuen Dialog aller Konfliktpar-

teien, eine konsequente Unterstützung von

Alternativen der Konfliktregelung und des

zivilen Aufbaus sowie eine ökonomische und

entwicklungspolitische Zusammenarbeit, die

dem Land Hilfen gibt beim Umstieg vom

Drogen fördernden Mohnanbau zu einer

nachhaltigen Wirtschaft. Wir sehen immer

deutlicher, dass der Truppeneinsatz der

USA, ihrer Verbündeten und der NATO in

Afghanistan sowie die Truppenstationierun-

gen in anderen Ländern Mittelasiens strate-

gisch begründet sind: es geht um Geo- und

Ressourcenpolitik. Die Rechtfertigung als

„Bekämpfung des Terrorismus“ dient – nicht

nur hier – zur Legitimation von kriegerischer

Intervention und machtpolitischer Domi-

nanz.“

Bei der katholischen Friedensbewegung

Pax Christi kommt es zu Veränderungen.

Der organisatorische Sitz wird zum Oktober

nach Berlin verlegt. Die Stelle eines General-

sekretärs wird neu ausgeschrieben mit einer

Bewerbungsfrist bis zum 15. April 2008 (zu

Händen Johannes Schnettler).

pax christi, Postfach 13 45, 61103 Bad Vilbel

Tel.: 0 6101/20 73, www.paxchristi.de

. Schalomdiakonat

Gewaltfrei streiten –
ein Gewinn für beide Seiten

Unter dieser Überschrift steht der neue be-

rufsbegleitende Kurs des Oekumenischen

Dienstes Schalomdiakonat (OeD), der im Ok-

tober 2008 beginnen wird. Es ist immerhin

der 26. Kurs dieser Art, was wiederum zeigt,

dass wir mit unserem Friedensengagement

immer noch und immer mehr gefragt sind, sei

es in Kursen zur Vorbereitung ausreisender

EntwicklungshelferInnen verschiedener Ent-

sendeorganisationen, sei es mit besonderen

Angeboten für Lehrkräfte und mit Workshops

auf dem Katholikentag. Bitte die Ge-

schäftsstelle oder die Homepage konsultieren!

Wie ist der OeD politisch? oder 
Wie politisch ist der OeD?

Diese Fragen nach unserem politischen Profil

standen 2007 im Mittelpunkt unserer

Debatten, in denen deutlich wurde, dass das

politische Profil des OeD nicht losgelöst von

seiner Spiritualität gesucht und verstanden

werden kann. Für unser Verständnis politi-

scher Wirksamkeit ist geradezu konstitutiv,

dass sie in einer engen und organischen Ver-

bindung mit einer lebendigen Spiritualität

der Gewaltfreiheit steht. Direkte politische

Aktion ohne spirituelle Verwurzelung bleibt

rein äußerlich und wird schnell atemlos;

Spiritualität ohne politische Konsequenzen

und Aktivitäten bleibt folgenlos und rein

innerlich – und damit unglaubwürdig. Daran

schließt sich die Debatte um die vorrangige

oder die ausschließliche Option für Gewalt-

freiheit an, die uns in unseren verschiedenen

Arbeitsformen (Öffentliche Debatte im

Schalom-Brief, Kurse, Mitgliederversamm-

lung, Sommertreffen u.a.) bewegt. Damit

möchten wir uns auch in die Vorbereitung

der Friedenskonvokation 2011 einbringen. 

Besuchen Sie uns in Wethen, auf dem Ka-

tholikentag, bei unseren Sommertreffen

(22.–24. August 2008 in Bebra-Imshau-

sen) oder auf unsrer Homepage.

Oekumenischer Dienst Schalomdiakonat, Mittelstr. 4

34474 Diemelstadt-Wethen, www.schalomdiakonat.de

Tel.: 0 56 94/80 33, Fax: 1532

O F F E N E S  F O R U M

für die
Oekumenische Dekade zur
Überwindung von Gewalt

Vorbereitungen auf die
Internationale Oekumenische
Friedenskonvokation 
auf dem 
Kirchentag 2009 
in Bremen 

Beim Treffen des Offenen Forums zur De-

kade zur Überwindung von Gewalt am

3./4. Dezember 2007 in Erfurt wurden

mehrere Vorschläge für die Vorbereitungen

auf die Internationale Oekumenische Frie-

denskonvokation 2011 auf dem Deutschen

Evangelischen Kirchentag 2009 entwickelt,

die nach der 28. Friedenskonsultation vom

28.–29. 01.2008 in Bremen weiter präzi-

siert wurden.

Ein erster Themenvorschlag lautet: Wohl-
stand und Waffen abrüsten – Leben gewin-
nen.

Militäreinsätze „des Westens“ bzw. die

Drohung mit dem Einsatz von Militär

(NATO, EU, US-Armee) haben auch die

Funktion, durch die „Sicherung“ der Zu-

gänge zu wichtigen Ressourcen unseren

vergleichsweise hohen Lebensstil zu sich-

ern. 

Friedensinitiativen haben bereits 2003

diesen Ansatz abgelehnt: „Wir halten die

militärische Sicherung von Rohstoffen,

Märkten und Transportwegen nicht für

einen Akt der Bedrohungsabwehr, sondern

für Aggression gegenüber weniger stark

gerüsteten Volkswirtschaften.“ (Friedens-

politische Richtlinien vom Dezember

2003)“

Zudem gibt es wirtschaftliche Interessen

der Rüstungsindustrie an der Produktion,

dem Verkauf und dem Export von Rüs-

tungsgütern (bzw. double use-Gütern).

Deutschland war 2007 weltweit drittgröß-

ter Rüstungsexporteur, die Güter gehen

auch in sog. Entwicklungsländer und in

Konfliktregionen (Siehe Bericht der GKKE

vom 17. Dezember 2007, www.gkke.org).

Auf EU-Ebene werden die Anliegen von

Rüstungsherstellung und -vertrieb durch

die 2004 gegründete sog. Verteidigungs-

agentur gefördert. Mit dem Thema eng

verbunden ist die Sicherung von Arbeits-

plätzen. 

Aber nicht nur politisch bedarf es eines

Umsteuerns. Es gibt auch eine Anfrage an

jede und jeden Einzelnen, welchen Beitrag

sie bisher zum zu hohen Verbrauchsniveau

und zur Verschwendungskultur leisten und

wie sie durch ihr mögliches künftiges Ver-

halten stärker Verantwortung für die Welt

übernehmen können. 

P
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. Plädoyer für eine 
ökumenische Zukunft

Sommeruniversität zum gerechten
Wirtschaften als Beitrag zum Frieden

Für den 3.–9. August 2008 lädt das Plä-

doyer für eine ökumenische Zukunft zusam-

men mit den jungen OekumenikerInnen von

MEET (More Ecumenical Empowerment

Together) zu einer Oekumenischen Som-

meruniversität ein zum Thema: „Gerechtes

Wirtschaften als Beitrag zum Frieden. Soli-

darische Ökonomie als Gegenentwurf“

Die OeSU findet im hohen Norden

Deutschlands statt, und zwar im Christian

Jensen-Kolleg in Breklum (16 km nördlich

von Husum, Bahnstation Bredstedt).

Wir wollen uns (weiterhin) mit dem

AGAPE-Studiendokument des Oekumeni-

schen Rates der Kirchen beschäftigen. Es

enthält eine Fundamentalkritik der neolibe-

ralen Globalisierung (Wirtschaft des Todes),

ist aber im Blick auf mögliche Alternativen

eher reformistisch angelegt. Wir wünschen

eine Zusammenführung der sehr unter-

schiedlichen Diskussionsprozesse zum

Thema „Gerechtes Wirtschaften“. Wir wol-

len das Denken in Fronten aufbrechen und

das Anliegen des AGAPE-Prozesses so ver-

mitteln, dass es nicht Anlass zu unfruchtba-

rem Streit wird, sondern gemeinsame Auf-

bruchsperspektiven freisetzt. 

Anschließend wollen wir die brisanten

Unterbereiche der Globalisierung: Ernäh-

rung und Finanzsysteme mit ihren katastro-

phalen Auswirkungen für eine große Mehr-

heit der Weltbevölkerung genauer unter die

Lupe nehmen, um uns dann einer solidari-

schen Wirtschaftsweise zu nähern – zunächst

durch das Vorstellen und Diskutieren von

bereits vorhandenen Alternativen in diesen

Unterbereichen. 

Wir möchten bei dieser OeSU auch nach-

denken über das Menschen- und Gottesbild,

das die herrschende Ökonomie prägt bzw.

über ein Menschen- und Gottesbild, das

einer solidarischen Ökonomie entspricht.

Danach werden erfolgreiche Beispiele

Solidarischer Ökonomie aus dem Süden vor-

gestellt. Dem folgt ein Überblick über zahl-

reiche Aktivitäten in Deutschland, die sich als

Alternative zum herrschenden, Kapital ver-

mehrenden Wirtschaften verstehen. Wir hal-

ten das deshalb für wichtig, weil die Solida-

rische Ökonomie in den meisten Köpfen nur

als marginale Nischenökonomie ohne Zu-

kunftsperspektive existiert.

Wir wollen auch eine Erklärung formulie-

ren, die zugleich ein Baustein ist für die Ab-

schlusserklärung der für Mai 2011 in Kings-

ton/Jamaika vorgesehenen Internationalen

Oekumenischen Friedenskonvokation zum

Abschluss der OeRK-Dekade zur Überwin-

dung von Gewalt. Die OeSU versteht sich

auch als Beitrag zu dem Vorhaben des

Oekumenischen Netzes in Deutschland

(OeNiD), eine „Akademie auf Zeit Solidari-

sche Ökonomie“ zu organisieren.

Die regulären (subventionierten) Kosten

für Übernachtung, Vollverpflegung und Uni

werden voraussichtlich unter 300,– EUR lie-

gen; Ermäßigungen sind vorgesehen.

Mitwirkungszusagen liegen u.a. vor von:

Robert Kurz, Thomas Nauerth, Martin

Hein, René Krüger, Christina Biere, Dietrich

Werner, Barbara Rauchwarter, Ina Prätorius,

Geiko Müller-Fahrenholz und Bärbel War-

tenberg-Potter. Der aktuelle Programm-Ent-

wurf kann angefordert werden bei:

Plädoyer für eine ökumenische Zukunft

Pfr. i.R. Werner Gebert, Banweg 14, 72131 Ofterdingen

Tel.: 0 74 73/95 98 98, Fax: -95 98 94

euw.gebert@t-online.de

. Arbeitsgemeinschaft
Christlicher Kirchen in
Deutschland (ACK)

60 Jahre und in Finanznöten

Die Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kir-

chen konnte 60jähriges Jubiläum feiern.

Gegründet wurde sie am 10. März 1948 in

Kassel, unmittelbar vor dem Oekumenischen

Rat der Kirchen, damit die Kirchen Deutsch-

lands bei der anstehenden Vollversammlung

des OeRK in Amsterdam gemeinsam auftre-

ten konnten.

Die ACK ist heute assoziiertes Mitglied

des Oekumenischen Rates und der Konfe-

renz Europäischer Kirchen. Die ACK und

ihre Geschäftsstelle, die Oekumenische Cen-

trale in Frankfurt am Main, befinden sich

derzeit in Finanzierung und Personalbeset-

zung in einer schwierigen Lage, die ihre

Handlungsfähigkeit einschränkt. 

Finanziert wird die ACK durch Mitglieds-

beiträge aller Kirchen. Die beiden größten

Beitraggeber sind die EKD und die

Römisch-katholische Kirche, deren Beiträge

aufgrund von Sparmaßnahmen erheblich

zurückgegangen sind. Vorstand und Mitglie-

derversammlung der ACK sehen aber auch in

Zukunft die Notwendigkeit und Bedeutung

der ACK.
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Aus Sicht des Offenen Forums zur

Dekade zur Überwindung von Gewalt wird

es Zeit, dass sich die Kirche offensiv mit der

zunehmenden Militarisierung und damit

verbunden mit unserem Lebensstil, der

abgesichert werden soll, auseinandersetzt.

Das Motto des DEKT 2009: „Mensch, wo

bist du?“ ist ein Appell an die Verant-

wortung von uns ChristInnen für die Welt.

Wir tragen Verantwortung für unsere Ent-

scheidungen, sei es als Konsumenten, sei es

als WeltbürgerInnen.

Die Veranstaltung wäre ein Beitrag zur

Oekumenischen Dekade zur Überwindung

der Gewalt (2001–2010) und ein Baustein

hin zur Oekumenischen Friedenskonvo-

kation 2011. Beim Katholikentag 2008 in

Osnabrück wird es eine größere Veranstal-

tung von pax christi, Misereor und dem

Institut für Theologie und Frieden zur

Militarisierung der Außenpolitik geben.

Ein zweiter Themenvorschlag lautet:

Vom Rand zur Mitte – Rassismus und
gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit in
Gesellschaft und Kirche begegnen! 

Rassismus, Rechtsextremismus, grup-

penbezogene Menschenfeindlichkeit

(Langzeitstudie Prof. W. Heitmeyer 2002

–2005) bzw. die Ausgrenzung und Ver-

folgung von Minderheiten aufgrund ethni-

scher, religiöser und anderer äußerlicher

Kennzeichnen ist ein zunehmendes Prob-

lem in Deutschland. Es hat eine politische

und eine gesellschaftliche (sowie eine indi-

viduelle) Ebene. Es ist kein Randphäno-

men mehr. Es betrifft die Gesetzgebung

und politische Auseinandersetzung ebenso

wie die Gesellschaft (am Arbeitsplatz, in

Schulen, im öffentlichen Raum ... bis hin

zur Kirche). Es ist virulent in Ost- wie

Westdeutschland, wobei es in Ostdeutsch-

land häufig eher unter der Überschrift

„Rechtsextremismus“ diskutiert wird. Es

gibt viele in Politik und Gesellschaft, die

sich gegen die Entwicklung zur Wehr set-

zen. 

Das Motto des DEKT 2009: „Mensch,

wo bist du?“ ist mit der Frage verbunden,

wie wir mit Minderheiten umgehen. Das

christliche Menschenbild steht auf dem

Spiel, wenn wesentliche Menschenrechte

nicht eingehalten werden. 

Beim Ausblick auf den Oekumenischen

Kirchentag 2010 in München könnte die

Vision „Kraft der Gewaltfreiheit“ ein Fokus

sein mit den Aspekten „Vorrang für Ge-

waltfreiheit“ und „gerechter Frieden“. Da-

bei könnten die in den kommenden Jahren

im Rahmen der Vorbereitung zur Friedens-

konvokation 2011 erstellten „Friedenserklä-

rungen“ der (Kirchen-) Basis aufgenom-

men und praktische Handlungsbeispiele er-

lebbar gemacht werden. 

Offenes Forum für die Oekumenische Dekade 

zur Überwindung von Gewalt

c/o Arbeitsstelle Friedensarbeit

Pastor Klaus J. Burckhardt

Archivstr. 3, 30169 Hannover

Burckhardt@kirchliche-dienste.de
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Oekumenische Netze im Konziliaren Prozess
Der OEKUMENISCHE INFORMATIONSDIENST bietet unter anderem den hier aufgeführten oekum-

enischen Netzen eine Austauschplattform.

Bayern
Oekumenisches Netz in Bayern
c/o H. H. Willberg

Mühlbachweg 13, D-90559 Burgthann

Tel.: 0 9183/ 95 00 39

Berlin
Oekumenischer Rat Berlin-Brandenburg
Oekumenisch-Missionarisches Institut

Gierkeplatz 2–4, D-10585 Berlin

Tel.: 0 30 / 3 4210 00

Fax: 0 30 / 3 421011

INKOTA
Greifswalder Str. 33 a, D-10405 Berlin

Tel.: 0 30 / 4 28 9111

Fax: 0 30 / 4 28 9112

Bremen
Oekumenische Initiative Bremen
in forum Kirche

Holler Allee 75, D-28209 Bremen

Tel.: 04 21 / 3 4615-36

Fax: 04 21 / 3 4615-38

Hamburg
Solidarische Kirche in Nordelbien
Heike Schoon c/o Pauluskirche Altona

Bei der Pauluskirche 1, D-22769 Hamburg

Tel.: 0175/9 09 32 89

Heike-Schoon@web.de

Hessen
Oekumenisches Netz Nord- und
Osthessen
c/o Pfr. Reiner Weiß

Obere Sommerbachstr. 8

D-34225 Baunatal

Tel.: 0 56 01 / 84 35

Niedersachsen
Oekumenisches Netz in Niedersachsen
Gerhild Kramer, Wellerser Str. 14

D-37586 Dassel, Tel.: 0 55 62 / 67 94

Oldenburg
Oekumenisches Zentrum Oldenburg e.V.
Kleine Kirchstr. 12, D-26122 Oldenburg

Tel./Fax: 04 41 / 2 48 95 24

Pfalz
Arbeitsstelle Friedensdienst der 
Ev. Kirche der Pfalz
Referat Konziliarer Prozess

Eberhard Dittus

Große Himmelsgasse 3, D-67346 Speyer

Tel.: 0 62 32 / 671517

Fax: 0 62 32 / 6715 67

Rhein-Mosel-Eifel-Hunsrück-Westerwald 
Oekumenisches Netz Rhein-Mosel-Saar 
Pfarrer-Werner-Mörchen-Str. 1

D-56564 Neuwied

Tel.: 0 26 31 / 35 4140

Fax: 0 26 31 / 35 4141

Rheinland
Oekumenischer Trägerkreis Rheinland
c/o Erhard Dischler

Immermannstr. 7, D-41516 Grevenbroich

Tel.: 0 2182 / 25 90

Fax: 0 2182 / 2745

Oekumenisches Netz Mittelrhein e.V.
Erhard Dischler

Immermannstr. 7, D-41516 Grevenbroich

Tel.: 0 2182 / 25 90

Fax: 0 2182 / 2745

Solidarische Kirche im Rheinland
Kirchliche Bruderschaft
c/o Erika Franze-Haugg, Mozartstr. 9

D-45578 Mühlheim a.d. Ruhr 

Tel.: 02 08 / 59 30 23

Oekumenisches Forum im Rheinland
Lohstr. 132, D-46047 Oberhausen

Sachsen-Anhalt
Arbeitsstelle Eine Welt
Pfr. J.-H. Witzel, Leibnizstr. 4

D-39104 Magdeburg

Tel.: 03 91 / 53 46-4 93

Fax: 03 91 / 53 46-4 90

Sachsen
Oekumenisches Informationszentrum
Dresden
Elisabeth Naendorf, Kreuzstr. 7

D-01067 Dresden

Tel.: 03 51/4 92 33 68

Fax.: 03 51/4 92 33 60

oekumene@infozentrum-dresden.de

Westfalen
Oekumenisches Netz in Westfalen
MÖWe, Horst Hoffmann, Olpe 35 

D-44135 Dortmund

Tel.: 02 31 / 54 09-73

Fax: 02 31 / 54 09-21

Solidarische Kirche Westfalen-Lippe
Michael Nelson, Ostberger Str. 26

D-58239 Schwerte, Tel.: 0 23 04 / 158 50

Württemberg
Oekumenisches Netz Württemberg
Sylvia Dieter, Nahe Weinbergstr. 12

74348 Lauffen am Neckar

Tel.: 0 7133/210 68

Oekumenisches Netz in Deutschland
c/o Michael Held, Simon-Haune-Str. 15

D-36251 BadHersfeld 

Tel.: 0 66 21/62 0186, Fax: -6 56 45
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